
Aktenzeichen:

231 -ZZQ/é2

Verkündet

am 26.Januar 1965

I m N a m e n d e s V o l k e's

In Sachen

Beklagter und Revisionskläger,

g e g e n

0 ° 0 o 0 ° 0 o o e o o o o . o o o o 0 o o o o . o

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 9° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 26" Januar 1965, an der\

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° W e i 3
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. M a i s c h und

Bundesrichter S c h i n d l e r
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr‚ T 6 p f e r \
und

Bundessozialrichter R e i s
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

_
Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 27. Juni

1963 wird als unbegründet zurückgewiesen.

' Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsvcrfahrens zu erstatten°
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Der schwerbeschädigte Kläger ist zur Hälfte Eigentümer eines

Hausgrundstücks mit einem Gesamteinheitswert von 7200‚——DM°

Sein Antrag auf Gewährung von Ausgleichsrente Wurde mit Be—

scheid des Versorgungsamts (VersorgA) vom 29. August 1961

dahin beschieden, daß ihm keine Ausgleichsrente zustehe„-

Der Ehegattenzuschlag von 25,—— DM monatlich, d-„h° für die

Zeit vom 10 Juni 1960 bis 31„ Juli 1961 (14 Monate) von

insgesamt 350,—— DM wurde unter Anrechnung von Einkünften

aus Hausbesitz in Höhe von 13,40 DM monatlich um das über—

schießende Einkommen von 172,80 DM gekürzt, so daß ein

Rest von 177,20 DM verbliebn Für die Zeit ab 1„ November

1961 wurde ein Ehegattenzuschlag von 25‚—- DM abzüglich

19,20 DM = 5,80 DM monatlich bewilligto Mit seinem Wider—

spruch wandte sich der Kläger gegen die Anrechnung des Ein—

kommens aus dem Hausbesitz, da sein Hausanteil mit einem

Einheitswert von 3600‚—— DM, also unter 6000,—- DM, fest—
gesetzt werden und daher nicht anzurechnen sei° Widerspruch

und Klage blieben erfolglos° Auf die zugelassene Berufung

_des Klägers hob_das Landessozialgericht (LSG) mit Urteil

vom 27° Juni 1965 das Urteil des Sozialgerichts (SG) vom
24„ Oktober 1962 und die Beseheide vom 290 August 1961 und

24° Mai 1962 auf und verurteilte den Beklagten, dem Kläger

einen neuen Bescheid über die Gewährung der Ausgleichsrente

einschließlich des Eamilienzuschlags für die Zeit ab 1°

Juni 1960 zu erteilen„ Nach @ 12 Abs„ 1 der Verordnung zur

Durchführung des 5 53 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)

vom 11° Januar 1961 (BGBl I, 19) —DVO—blieben Einkünfte

aus dem Hausbesitz unberücksichtigt, wenn der Einheitswert

der Grundstücke insgesamt nicht höher als 6000‚—— DM sei°

Aus Sinn und Zweck der Anrechnungsvorschriften wie auch

aus 5 12 Abs° 2 und 3 DVO ergebe sich, daß hier nur Grund—
stücke gemeint seien, die Eigentum des Beschädigten oder

seiner Ehefrau sind, weshalb Grundstücksanteile anderer

Personen außer acht zu bleiben hätten° Bei anderer Auffas—
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sung ergäbe sich ein WiderSpruch zwischen 5 12 Abs. 1 und

den Absätzen 2 und 3, die von "eigenem" Einfamilien— bzw°

Mehrfamilienhaus sprächen° Auch Abs. 9 dieser Vorschrift

führe zum Ergebnis, daß der tatsächliche Eigentumsanteil

des Beschädigten zugrunde zu legen sei„ Andernfalls würde

der Gleichheitsgrundsatz verletzt° Gesichtspunkte der Ver—

waltungsvereinfachung stünden dem gewonnenen Ergebnis nicht

entgegen°

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte, das LSG

habe 5 33 Abs° 1 BVG i.V„m° @ 12 Abs. 1 DVO verletzt° Wie

es schon im Rundschreiben des Bundesministers für Arbeit

und Sozialordnung (BMA) vom 29, März 1961 — Va 2 - 5214 -
2116/61 — heiße, stelle die DVO auf den Einheitswert der
Grundstücke und nicht auf den Eigentumsanteil des Schwer—

beschädigten an den Grundstücken ab. Für eine solche Rege—

lung sprächen nicht nur der Gesichtspunkt der Verwaltungs—

vereinfachung, sondern auch die Erfahrung, daß ein Grund—

stück von weniger als 6000,-— DM in der Regel keinen nen—
nenswerten Gewinn abwerfe, während zB bei einem Hochhaus

in zentraler Stadtlage auch bei einem ideellen Anteil von

unter 6000‚—— DM eine sehr beachtliche Rendite erzielt wer—

den könne. Außerdem weise das Wort "insgesamt" darauf hin,

daß der ganze Grundstückswert gemeint sei, Die Absätze 2,

3 und 9 des 5 12 DVO könnten die gegenteilige Auffassung
des BSG nicht stützen° Bei Eigentumswohnungen, die sich

rechtlich vom bloßen Miteigentum i‚S„ des @ 1008 des Bür—

gerlichen Gesetzbuches (BGB) unterschieden, existiere ein
Einheitswert für das Gesamthaus gar nicht mehr, weshalb

die Versorgungsbehörde den Einheitswert des einzelnen Woh-

nungseigentums zugrunde legen müsse; erreiche dieser den

Wert von 6000,—— DM nicht, so würden hier — aber nur hier —
die daraus bezogenen Einkünfte nicht angerechnet° Der Be—

klagte beantragt, das LSG—Urteil aufzuheben und die Beru-

fung dos Klägers zurückzuweisenß Der Kläger beantragt, die

Revision zurückzuweisen. Fremdes Vermögen könne dem des

Vorsorgungsberechtigten im Rahmen der strittigen Bestimmung
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nicht zugerechnet werden° Das Wort "insgesamt" habe nur

Bedeutung für Eigentümer mehrerer Hausgrundstüeke° Die

vom LSG gefundene Lösung entspreche auch der Billigkeit°

Die nach @ 162 Abs, 1 Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

statthafte Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und

begründet werden (@@164, 166 SGG); sachlich mußte sie ohne
Erfolgbleiben°

Das LSG hat bei seiner Entscheidung 5 12 Abs° 1 DVO im Er—
gebnis zutreffend angewandt, Diese Vorschrift bestimmt,

daß Einkünfte aus Hausbesitz bei der Feststellung der Aus-

gleichsrente unberüeksichtigt bleiben, wenn der Einheits—

wert der Grundstücke insgesamt nicht höher als 6000‚—— DM

ist° Wessen Einkünfte hier gemeint sind, ergibt sich ohne

weiteres aus dem Sach— und Sinnzusammenhango Denn die DVD

bestimmt für Schwerbeschädigte, was als Einkommen des

ä@rsrbeaehäéisisa eilt (vglß @53 Abs., 5, Abs, 1, @52
A s° 1 BVG)° Es bedarf daher nicht des Hinweises auf die

Absätze 2, 5 und 9 des 5 12 DVG, die von eigegeg Einfami—
lienhaus, eigegem Mehrfamilienhaus und einer eigepgenutzten
Eigentumswohnung sprechen, um klarzustellen, daß es sich

bei den in 6 12 Abs° 1 DVO erwähnten Einkünften aus Haus—\:

besitz um solche des Sehwerbesehädigten handeln muß°

Ziel dieser Vorschrift ist eine Verwaltungsvereinfaehung

(so auch Rundschrb° des EMA vom 29° März 1961 — Va 2 —
5214 — 2116/61 — BVBl 1961, 58; ferner Kanncberg, Der Ver—
sorgungsbeamte 1961, 4), Die Praxis hatte gezeigt, daß ein

wesentliches Einkommen aus einem Hausbesitz mit einem Ein—

heitswert bis zu 6000,—— DM nicht erzielt wird, weshalb

sich der Arbeitsaufwand in diesen Fällen nicht lehnte

(Kanneberg aao)o Sinn und Zweck des @ 12 Abs° 1 DVG ist
sonaeh, verhältnismäßig geringe Einkünfte aus Haus— und

Grundbesitz unberüeksiehtigt zu lassen (vglc van Nuis/

Vorberg, Das Recht der Kriegsbesehädigten und Kriegshinr

terbliebenen, IV° Teil, 2° Auflo 8° 108},
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5 12 Abs. 1 DVO stellt auf Grundstücke ab, deren Einheits—

wert nicht höher als 6000‚-- DM ist. Bei einer nur den

Wortlaut, nicht den Zweck der Vorschrift berücksichtigen—

dcn Auslegung könnte der irrige Eindruck entstehen, daß

damit nur der Gesamtwert des oder der Grundstücke gemeint

sei, nicht aber der Wert des Anteils des Schwerbeschädig—

ten (oder einer Witwe) an diesem Grundstück. In diesem

Sinne spricht das genannte Rundschreiben des BMA vom

29. März 1961 davon, daß der Verordnungstext auf den Ein—

heitswert der Grundstücke und nicht auf den Eigentums—

anteil des Schwerbeschädigten an den Grundstücken abstel-

le. Der hier — und anscheinend auch von van Nuis/Vorberg

aaO - vertretenen Auffassung (vgl. ferner Kanneberg aaO),

Einkünfte aus Hausbesitz seien auch dann zu berücksichti—

gen, wenn "der Anteil des Schwerbeschädigten" zwar unter

6000‚-— DM liegt, jedoch der Einheitswert des gegamtgg

Grundbesitzes höher als 6000,—— DM ist (ebenso Kolb, KGV
1962, 156), kann jedoch nicht zugestimmt werden. Diese Mei—

nung beachtet nicht hinreichend den Sinn und Zweck der Vor—

schrift und auch nicht, daß es sich bei 5 12 Abs. 1 DVO

um eine Einkommensanrechnungsvorschrift handelt, die der

Feststellung der Einkommensverhältnisse des einzelnen Aus-

gleichsrentenberechtigten dient. Da der Wert eines Bruch—

teils oder auch eines ideellen Anteils stets geringer ist

als der des Ganzen, kann bei Ermittlung des Einkommens aus

einem Grundstück mit gleichem Einheitswert (6000,-— DM) der
Bruchteilseigentümer nicht dem Alleineigentümer gleichge+

stellt werden. Denn es würde, wie van Nuis/Vorberg einräu-

men,"schwer verständlich" erscheinen (aaO) und überdies

unbillig sein, wenn man z.B. einem Schwerbeschädigten, der

zu 1/10, d.hc mit einem anteiligen Einheitswert von 610‚——
DM Miteigentümer eines Grundstücks im Einheitswert von

6100,-- DM ist, die hieraus fließenden geringen Einkünfte

anrechnen wollte, einem anderen Schwerbeschädigten mit Al—
leinei■entum an einem Hausgrundstück im Einheitswert von

_6000‚—— DM jedoch nicht. Dabei kann unerörtert bleiben, ob

eine solche unterschiedliche Behandlung auch gegen den Gleich—
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heitsgrundsatz des Art" 3 des Grundgesetzes verstieße,

‘
denn jedenfalls stünde sie mit dem Sinn und Zweck der Vor—

schrift, verhältnismäßig geringe Einkünfte aus Haus— und

Grundbesitz unberücksichtigt zu lassen, nicht in Einklang°

Denn wenn der Gesamteinheitswert über 6000,—— DM liegt,

kann diese scheinbare Überschreitung der in 5 12 Abs„ 1 DVO

gesetzten Wertgrenze dadurch wieder ausgeglichen werden,

daß der Einheitswert des Eigentumsanteils des Versorgungs—

bereehtigten — wie hier — ganz beträchtlich darunter liegt„

Aber auch abgesehen hiervon ist nicht hinreichend ersicht—

lich, daß bei einem Bruchteilseigentum mit einem anteiligen

Einheitswert bis zu 6000,—— DM regelmäßig ganz unverhält—
nismäßig höhere Einkünfte zu erwarten sind als bei einem

entsprechenden Alleineigentum° Insbesondere wird man nicht

annehmen dürfen, bei einer Beteiligung an einem Einheits—

wert bis zu 6000‚—- DM werde kein nennenswerter, bei einem

darüber liegenden Grundstückswert aber bereits ein beträcht—

licher Gewinn erzielt, In diesem Zusammenhang als Beispiel

die Rendite aus einem "Hochhaus in zentraler Stadtlage“ in

Betracht zu ziehen, erscheint im Hinblick auf die generelle

Regelung in 5 12 Abs° 1 DVG, die nur von Durchschnittsver—

hältnissen ausgehen kann, abwegig° Im übrigen wird in einem

solchen Fall in aller Regel auch der anteilige Einheitswert

über 6000,—— DM liegen oder der Bruchteilseigentümer solcher

wertvoller Hausgrundstücke als Ausgleichsrentenempfänger

kaum in Betracht kommen° ' ’

Unter Würdigung dieser Gesichtspunkte kann sonach die strit—

tige Vorschrift nicht in dem vom Beklagten aufgefaßten Sinn

ausgelegt werden° Ein solches Ergebnis, das auch van Nuis/

Vorberg aaO als ”unbefriedigend” bezeichnen, müßte nur in
_

Kauf genommen werden, wenn die Vorschrift keine andere Aus—

legung zuließe. Das ist jedoch nicht der Fall° Das Wort

"insgesamt" bedeutet nicht, daß bei Anteilseigentum der

Gesamteinheitswert des Grundstücks maßgebend sein soll° Die

Bestimmung, daß der Einheitswert der Grundstücke insgesamt

nicht höher als 6000‚—— DM sein darf, besagt nur, daß bei
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Eigentum an mehreren Grundstücken nicht auf den Einheits—

wert jedes einzelnen, sondern aller im Eigentum des Ver-

sorgungsberechtigten stehenden Grundstücke abzustellen ist

(so auch Kanneberg aaO S° 4)° Darüber hinaus ist es nicht

nur denkgesetzlich zulässig, sondern auch aus praktischen

Erwägungen, die zu der DVG—Bestimmung geführt haben, gebo-

ten, — unabhängig davon, nach welchen Grundsätzen der Ein—

heitswert der Grundstücke nach dem Reichsbewertungsgesetz

vom 16, Oktober 1934 (BGBl I 1035) zu bemessen ist — im FaDe

des Bruchteileigentums an einem nicht parzellierten Grund—

stück, für das nur ein Gesamteinheitswert festgesetzt ist,

den Wert dieses Bruchteils in einem "anteiligen Einheitswert"

auszudrücken und nach diesem anteiligen Wert zu verfahren,

Demgemäß ist im Fall des @ 12 Abs. 1 DVG bei Bruchteilseigcn—
tum an einem Hausgrundstüek auf den "anteiligcn Einheitswert",

der sich für den Eigentumsantgil des Versorgungsberechtigten
ergibt, abzustellen° Aus dem Umstand, daß in der DVO zu dem

Eigentumsanteil überhaupt nichts gesagt werden ist, muß ge—
schlossen werden, daß @ 12 Abs" 1 DVD nur für das Allein—

eigentum des Versorgungsberechtigten eine ausdrückliche Re—

gelung geben wollte und daß die Fälle des Bruchteileigen-

tums, dem Gedanken dieser Bestimmung entsprechend, sinnge—

mäß dahin zu behandeln sind, daß auch für sie eine Anrech—

nung erst dann erfolgt, wenn der gntgiligg Einheitswert hö—

her als 6000‚—- DM ist° In gleichem Sinne hat auch der Hes—
sische Minister für Arbeit, Volkswohlfahrt und Gesundheits-

wesen in seiner Stellungnahme vom 8. Februar 1961 — I e —
5052/5075/5250 — für den Fall des Miteigentums an Hausbe-

sitz ausgesprochen, daß bei © 12 Abs. 1 DVO von dem Anteil
des Versorgungsberechtigten am Einheitswert auszugehen ist

(vgl„ Der Sozialberater 1961, 65),

Nach alledem war die Entscheidung des LSG im Ergebnis nicht

zu beanstanden, weshalb die Revision des Beklagten als un—
begründet zurückzuweisen war (@ 170 Abs. 1 Satz 1 SGG).
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Die Kostenentscheidüng beruht auf @ 193 SGG°
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